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Richtlinien für die Gewährung von wirtschaftlichen Leistungen 
zum Unterhalt junger Menschen nach § 39 SGBVIII sowie von 

Krankenhilfe nach § 40 SGB VIII 

1. Rechtsgrundlage 
Gemäß § 39 SGB VIII ist als Annexleistung zu den Hilfen zur Erziehung, zur Ein-
gliederungshilfe für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche sowie zur Hilfe für 
junge Volljährige auch der notwendige Unterhalt des jungen Menschen im Rahmen 
von teil- oder vollstationären Hilfen sicherzustellen. 

 
§ 39 SGB VIII 
- Leistungen zum Unterhalt des Kindes oder des Jugendlichen - 
 
(1) Wird Hilfe nach den §§ 32 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 gewährt, 

so ist auch der notwendige Unterhalt des Kindes oder Jugendlichen außerhalb 
des Elternhauses sicherzustellen. Er umfasst die Kosten für den Sachaufwand 
sowie für die Pflege und Erziehung des Kindes oder Jugendlichen. 

 
(2) Der gesamte regelmäßig wiederkehrende Bedarf soll durchlaufende Leistun-

gen gedeckt werden. Sie umfassen außer im Fall des § 32 und des 
§ 35a Abs 2 Nr. 2 auch einen angemessenen Barbetrag zur persönlichen Ver-
fügung des Kindes oder des Jugendlichen. Die Höhe des Betrages wird in den 
Fällen der §§ 34, 35, 35a Abs. 2 Nr. 4 von der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde festgesetzt; die Beträge sollen nach Altersgruppen gestaffelt sein. 
Die laufenden Leistungen im Rahmen der Hilfe in Vollzeitpflege (§ 33) oder 
bei einer geeigneten Pflegeperson (§ 35a Abs. 2 Nr. 3) sind nach den Absät-
zen 4 bis 6 zu bemessen. 

 
(3) Einmalige Beihilfen oder Zuschüsse können insbesondere zur Erstausstattung 

einer Pflegestelle, bei wichtigen persönlichen Anlässen sowie für Urlaubs- und 
Ferienreisen des Kindes oder des Jugendlichen gewährt werden. 

 
(4) Die laufenden Leistungen sollen auf der Grundlage der tatsächlichen Kosten 

gewährt werden, sofern sie einen angemessenen Umfang nicht übersteigen. 
Die laufenden Leistungen umfassen auch die Erstattung nachgewiesener 
Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversicherung sowie die hälftige Er-
stattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Alterssiche-
rung der Pflegeperson. Sie sollen in einem monatlichen Pauschalbetrag ge-
währt werden, soweit nicht nach der Besonderheit des Einzelfalls abweichen-
de Leistungen geboten sind. Ist die Pflegeperson in gerader Linie mit dem 
Kind oder Jugendlichen verwandt und kann sie diesem unter Berücksichti-
gung ihrer sonstigen Verpflichtungen und ohne Gefährdung ihres angemes-
senen Unterhalts Unterhalt gewähren, so kann der Teil des monatlichen Pau-
schalbetrages, der die Kosten für den Sachaufwand des Kindes oder Jugend-
lichen betrifft, angemessen gekürzt werden. Wird ein Kind oder ein Jugendli-
cher im Bereich eines anderen Jugendamts untergebracht, so soll sich die 
Höhe des zu gewährenden Pauschalbetrages nach den Verhältnissen richten, 
die am Ort der Pflegestelle gelten. 
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(5) Die Pauschalbeträge für laufende Leistungen zum Unterhalt sollen von den 
nach Landesrecht zuständigen Behörden festgesetzt werden. Dabei ist dem 
altersbedingt unterschiedlichen Unterhaltsbedarf von Kindern und Jugendli-
chen durch eine Staffelung der Beträge nach Altersgruppen Rechnung zu tra-
gen. Das Nähere regelt Landesrecht. 

 
(6) Wird das Kind oder der Jugendliche im Rahmen des Familienleistungsaus-

gleichs nach § 31 des Einkommensteuergesetzes bei der Pflegeperson be-
rücksichtigt, so ist ein Betrag in Höhe der Hälfte des Betrages, der nach § 66 
des Einkommensteuergesetzes für ein erstes Kind zu zahlen ist, auf die lau-
fenden Leistungen anzurechnen. Ist das Kind oder der Jugendliche nicht das 
älteste Kind in der Pflegefamilie, so ermäßigt sich der Anrechnungsbetrag für 
dieses Kind oder diesen Jugendlichen auf ein Viertel des Betrages, der für ein 
erstes Kind zu zahlen ist. 

 
(7) Wird ein Kind oder eine Jugendliche während ihres Aufenthalts in einer Ein-

richtung oder einer Pflegefamilie selbst Mutter eines Kindes, so ist auch der 
notwendige Unterhalt dieses Kindes sicherzustellen. 

 
Anknüpfend an die Hilfen nach den §§ 33 bis 35 SGB VIII und § 35a Abs. 2 Nr. 3 
und 4 SGB VIII sowie § 41 SGB VIII normiert § 40 SGB VIII einen Anspruch auf 
Krankenhilfe. Wie auch die Unterhaltsleistungen gemäß § 39 SGB VIII ist auch 
die Krankenhilfe kein selbstständiger Leistungstatbestand, sondern eine Annex-
leistung. 
 
§ 40 SGB VIII 
- Krankenhilfe - 
 
Wird Hilfe nach den §§ 33 bis 35 oder nach § 35a Abs. 2 Nr. 3 oder 4 gewährt, 
so ist auch Krankenhilfe zu leisten; für den Umfang der Hilfe gelten die §§ 47 bis 
52 des Zwölften Buches entsprechend. Krankenhilfe muss den im Einzelfall not-
wendigen Bedarf in voller Höhe befriedigen. Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen 
sind zu übernehmen. Das Jugendamt kann in geeigneten Fällen die Beiträge für 
eine freiwillige Krankenversicherung übernehmen, soweit sie angemessen sind. 
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2. Anwendungsbereich 
§ 39 SGB VIII knüpft an voll- bzw. teilstationäre Hilfen zur Erziehung an. Die 
Richtlinie kommt insbesondere für die folgenden Hilfen zur Anwendung: 
 

 Hilfe zur Erziehung in einer Tagesgruppe nach § 32 SGB VIII 
 

 Hilfe zur Erziehung in Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII 
 

 Hilfe zur Erziehung in einer Einrichtung über Tag und Nacht (Heimerzie-
hung) oder in einer sonstigen betreuten Wohnform nach § 34 SGB VIII 
 

 Intensive sozialpädagogische Einzelbetreuung nach § 35 SGB VIII, sofern 
sie außerhalb der Herkunftsfamilie erfolgt 
 

 Eingliederungshilfe in Tageseinrichtungen für Kinder oder in anderen teil-
stationären Einrichtungen nach § 35a Abs. 2 Nr. 2 SGB VIII 
 

 Eingliederungshilfe durch geeignete Pflegepersonen nach 
§ 35a Abs. 2 Nr. 3 SGB VIII 
 

 Eingliederungshilfe in Einrichtungen über Tag und Nacht sowie sonstigen 
Wohnformen nach § 35a Abs. 2 Nr. 4 SGB VIII  

 
Für folgende Hilfen findet eine analoge Anwendung der §§ 39 und 40 SGB VIII 
statt: 
 

 Leistungen für Betreuung und Unterkunft in einer sozialpädagogisch be-
gleiteten Wohnform nach § 13 Abs. 3 SGB VIII 
 

 Leistungen in einer gemeinsamen Wohnform für Mütter/Väter und Kinder 
nach § 19 SGB VIII 
 

 Leistungen zur Unterstützung bei notwendiger Unterbringung zur Erfül-
lung der Schulpflicht nach § 21 S. 2 SGB VIII 
 

 Hilfen für junge Volljährige nach §  41 SGB VIII in Verbindung mit den 
o. a. Hilfen zur Erziehung oder Eingliederungshilfen 

 
Der Anspruch auf Unterhaltsleistungen unterscheidet sich von der Krankenhilfe 
gemäß § 40 SGB VIII, die gleichermaßen als Annexleistung erbracht wird, denn 
während § 40 SGB VIII an die vollständige Leistungserbringung außerhalb des El-
ternhauses anknüpft, kann Unterhalt bereits im Rahmen teilstationärer Hilfen ge-
leistet werden. 
 
Der Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Wiehl gewährt für Minderjährige 
und junge Volljährige in stationären Einrichtungen Hilfen nach §§ 19, 27, 34, 
35, 35a, 41, 42, 42a SGB VIII in Form von Entgelten als Heimpflegesatz an die 
Träger der Einrichtungen, die hieraus den laufenden Lebensunterhalt der Kinder, 
Jugendlichen und jungen Volljährigen bestreiten. Der Heimpflegesatz umfasst 
nach Maßgabe der Leistungsbeschreibung des Einrichtungsträgers den gesamten 
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regelmäßig wiederkehrenden Lebensbedarf einschließlich der Kosten für die Er-
ziehung (§ 39 Abs. 2 SGB VIII). Die Höhe des Entgeltes wird in einer Entgeltver-
einbarung mit dem Fachbereich Jugend und Soziales festgelegt. Darüber hinaus 
gewährt der Fachbereich Jugend und Soziales nach Maßgabe dieser Richtlinien Zu-
schüsse oder Beihilfen zu anerkannten Bedarfen, deren Kosten nicht in der Leis-
tungsbeschreibung des Einrichtungsträgers und damit im Entgeltsatz enthalten 
sind. 
 
Der Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Wiehl gewährt für Minderjährige 
und junge Volljährige in Vollzeitpflege Leistungen in Form von Pauschalleistun-
gen als Pflegegeld.(sh. 4.) Darüber hinaus werden nach Maßgabe dieser Richtli-
nien Zuschüsse oder Beihilfen zu anerkannten Bedarfen, deren Kosten nicht im 
Pflegegeld enthalten sind, gewährt. 

3. Anspruchsinhaberin/Anspruchsinhaber 
Als Annexleistung stehen die Ansprüche aus § 39 SGB VIII und § 40 SGB VIII im 
Falle von Hilfen zur Erziehung (§§ 32 bis 35 SGB VIII) dem Personensorgeberech-
tigten, bei Eingliederungshilfe für seelisch Behinderte dem Kind oder Jugendlichen 
und bei Hilfen gemäß § 41 SGB VIII dem jungen Volljährigen zu. 
 
Soweit die Zahlung direkt an die Pflegeperson oder Einrichtung erfolgt, passiert 
dies auf Grundlage von Vereinbarungen zwischen Personensorgeberechtigtem und 
Pflegeperson/Einrichtung, in denen etwaige Ansprüche an die Pflegeperson abge-
treten werden. Eine solche Abtretungserklärung kann auch stillschweigend erfol-
gen. 

4. Pauschalbeträge für laufende Leistungen zum 
Unterhalt (§ 39 Abs. 4 S. 3) 
Der notwendige Unterhalt umfasst die Kosten für den Sachaufwand sowie für Pfle-
ge und Erziehung (§ 39 Abs. 1 S. 2 SGB VIII). 
 
Die laufende monatliche Leistung für Pflegestellen und Erziehungsstellen (Sach-
aufwand und Kosten der Erziehung) wird der Höhe nach von dem Ministerium für 
Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nord-
rhein-Westfalen als gemäß § 39 Abs. 5 SGB VIII zuständiger Landesbehörde fest-
gesetzt. Dabei handelt es sich um Pauschalbeträge, die nach Altersgruppen ge-
staffelt sind und in regelmäßigen Abständen an die Entwicklung der Lebenshal-
tungskosten angepasst werden. 
 
Die Auszahlung des Pflegegeldes erfolgt in der Regel monatlich im Voraus. 
 
Scheidet ein Pflegekind aus dem Haushalt der Pflegefamilie aus, so ist die über-
zahlte Hilfe grundsätzlich zu erstatten. Verlässt das Pflegekind den Haushalt bis 
zum 15. eines Monats, so ist die Hälfte der monatlichen Leistungen zurückzuzah-
len, scheidet sie/er nach dem 15. des Monats aus, entfällt die Rückforderung. 
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Auf das Pflegegeld ist gem. § 39 Abs. 6 SGB VIII das anteilige Kindergeld anzu-
rechnen. Der anzurechnende Anteil des Kindergeldes beträgt bei einem Kind, das 
 

 das älteste kindergeldberechtigte Kind in der Pflegefamilie ist, die Hälfte 
des Kindergeldes 
 

 nicht das älteste kindergeldberechtigte Kind in der Pflegefamilie ist, ein 
Viertel des Kindergeldes, das für ein erstes Kind zu zahlen ist. 

4.1 Sachaufwand 
Die Kosten für den Sachaufwand sind im Sachkostenwert (im vereinbarten Leis-
tungsentgelt) bzw. in den materiellen Aufwendungen (im monatlichen Pflegegeld) 
enthalten. 
 
Der Sachaufwand umfasst insbesondere die Kosten für 
 

 Ernährung, Lebensmittel 
Hierzu zählen die Beschaffungskosten unter Berücksichtigung einer aus-
gewogenen und vielseitigen Ernährung. 
 

 Bekleidung 
 

 Reinigung, Körperpflege 
 

 Medizinischen Bedarf 
Dazu gehört das Vorhalten einer Hausapotheke (z. B. Erkältungsmittel, 
Verbandsmaterialien, Brandsalbe). Hiervon ausgenommen sind Leistun-
gen und Kosten der individuellen Krankenhilfe nach § 40 SGB VIII. 
 

 Unterkunft und Nebenkosten 
Hierzu zählen insbesondere die Kosten für Wohnung, Wasser, Energie, 
Brennstoffe. 
 

 Hausrat 
Sämtliche, in einer Wohnung befindliche und zur Hauswirtschaft und Le-
bensführung erforderliche Gebrauchs- und Verbrauchsgüter. 
 

 Wirtschaftsbedarf 
Hierzu zählen z. B. Reinigungs- und Putzmittel, Haushaltsartikel und 
Haus-schmuck als Verbrauchsmaterial, Gartenpflegematerialien. 
 

 Bildung, Unterhaltung 
Hierzu zählen z. B. kultureller Aufwand, allgemeine Freizeitgestaltung, 
Bastelmaterial, Teilnahme an Ausflügen und Wanderungen der Einrich-
tung/Pflegefamilie, Fernseh- und Rundfunkgebühren, Internetnutzung so-
wie Zeitungen und Zeitschriften, soweit sie den jungen Menschen allge-
mein zur Verfügung stehen, allgemeine Lernmittel, Sachaufwand für all-
gemeine pädagogische Beschäftigungsmaterialien. 
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 Freizeitbereich 
Kosten des Freizeitbereichs, z. B. Unterhaltung, Vereinsbeiträge, Teil-
nahme an kulturellen Veranstaltungen, musische Bildung, Musikinstru-
mente, Spielzeug, Sport, sind grundsätzlich im Sachkostenanhalt-
wert/materiellen Aufwendungen enthalten. 
 

 Lernmaterialien 
Der laufende Schulbedarf an Verbrauchsgegenständen (z. B. Stifte, Hefte) 
wird durch den Sachkostenwert/die materiellen Aufwendungen ab-
gedeckt. Hinsichtlich der Beschaffung von Schulbüchern ist eine Lernmit-
telbefreiung über die Schulverwaltungen zu beantragen. Die Jugendhilfe 
ist insofern der nachrangige Kostenträger gegenüber der Schulverwal-
tung. Liegt die Kostenträgerpflicht insgesamt oder für Eigenanteile im 
Rahmen von Lernmittelbefreiungen beim Jugendhilfeträger, gehören diese 
Lernmittel zum notwendigen Unterhalt, der durch Beihilfen sicherzustellen 
ist (sh. 6.2.3). 
 

 Familienheimfahrten 
Es ergibt sich ein Binnenausgleich zwischen preisgünstigen und aufwendi-
gen Fahrten. Zudem nehmen nicht alle Betreuten Heimfahrten in An-
spruch. In besonders begründeten Einzelfällen - z. B. bei ortsfernen Un-
terbringungen - können Beihilfen im Rahmen der Hilfeplanung gewährt 
werden. 
 

 Taschengeld/Barbetrag und Bekleidungsgeld (monatlich) 
Bei der Hilfegewährung in Form der Unterbringung in einer Pflegestelle ist 
das zu gewährende Taschengeld in den pauschalen Unterhaltsbeträgen 
enthalten. Auch das monatliche Bekleidungsgeld ist in den materiellen 
Aufwendungen enthalten. 
 
Bei der Hilfegewährung in Form der Unterbringung in einer Einrichtung 
über Tag und Nacht (§§ 34, 35, 35a Abs. 2 Nr. 4) wird die Höhe des Bar-
betrages (Taschengeld) vom Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Sozi-
ales des Landes Nordrhein-Westfalen festgelegt. Bei der Höhe der Beklei-
dungspauschale richtet sich der Fachbereich Jugend und Soziales der 
Stadt Wiehl nach den Empfehlungen zur Anpassung der Bekleidungspau-
schale durch die Landesarbeitsgemeinschaft für öffentliche und freie 
Wohlfahrtspflege NRW (LAGÖF). 
 

 Kosten des laufenden Betriebs, Verwaltungsbedarf 
inklusive EDV, Jahresabschlusskosten sowie Verbands- und Organisati-
ons-Beiträge sind ebenfalls im Sachkostenwert enthalten. 

4.2 Kosten der Erziehung des Kindes oder Jugendlichen 
Die Kosten der Erziehung umfassen alle finanziellen Aufwendungen im Hinblick auf 
die erzieherischen Leistungen der Erziehungs- bzw. Pflegepersonen, also die Ver-
gütung der Pflegeperson bei Vollzeitpflege und der pädagogischen Fachkräfte in 
Einrichtungen. Gemeint sind die den betreuenden bzw. pflegenden Personen zu 
erbringenden finanziellen Vergütungen. 
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Soweit ein erhöhter Erziehungsbedarf aufgezeigt wird, der ganz erheblich über 
den Aufwand hinausgeht, der bei Kindern bzw. Jugendlichen typischerweise zu 
leisten ist, hat eine Prüfung und Bedarfsfeststellung zu erfolgen 
(§ 39 Abs. 4 SGB VIII). 
 
Ein erhöhter Erziehungsbeitrag ist eine im Einzelfall gewährte Zulage zum Erzie-
hungsbeitrag. 

4.3 Familiäre Bereitschaftspflege 
Familiäre Bereitschaftspflegefamilien (BPF) nehmen meist sehr kurzfristig und oh-
ne entsprechende Anbahnungsphase ein Kind auf. In der Regel erfolgt die Unter-
bringung im Rahmen der Inobhutnahme nach § 42 SGB VIII und ist zeitlich nicht 
kalkulierbar. Der Tagessatz pro Aufnahme beträgt für Unterbringungen im Stadt-
gebiet Wiehl 100,00 € für die ersten 6 Monate und liegt ab dem 7. Monat bei 
75,00 € pro Tag. Ab dem 19. Monat wird dann das reguläre Pflegegeld gewährt. 
 
Die Anerkennung als Bereitschaftspflegefamilie ist an spezielle Anforderungen 
(u. a. die Teilnahme an fachbezogenen Fortbildungen sowie das Vorhalten einer 
Betreuungsmöglichkeit des Kindes über Tag und Nacht) geknüpft. Es wird eine 
Einzelvereinbarung mit den Pflegepersonen geschlossen, die alle Rechte und 
Pflichten regelt. 
 
Bezüglich der jeweiligen Beträge der einzelnen Pauschalen wird auf entsprechen-
de Anlage Nr. 1 verwiesen. 

5. Zusätzliche laufende Leistungen 
(§ 39 Abs. 4 S. 3 HS 2 i. V. m. Abs. 2) im Bereich 
der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII) 
Der gesamte regelmäßig wiederkehrende Bedarf soll durchlaufende Leistungen 
gedeckt werden. Sofern ein regelmäßig wiederkehrender Bedarf nicht in der zu 
gewährende monatliche Pauschalen enthalten ist, sind zusätzliche laufende Leis-
tungen zu erbringen. Hierzu zählen insbesondere: 

5.1 Beiträge für eine private Haftpflichtversicherung 
Für Pflegekinder aus dem Zuständigkeitsbereich des Fachbereich Jugend und So-
ziales wird eine Sammelhaftpflichtversicherung bei dem GVV abgeschlossen. 

5.2 Elternbeiträge (ohne Verpflegungskosten) für die 
Kinderbetreuung 
Für Kinder in Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII werden nach § 2 der Elternbei-
tragssatzung Tageseinrichtungen für Kinder und Kindertagespflege sowie nach § 5 
der Elternbeitragssatzung für die Offene Ganztagsschule und § 5 der Elternbei-
tragssatzung über Schule acht bis eins in der Stadt Wiehl keine Elternbeiträge er-
hoben. 
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Ansprüche zur Unterstützung von Verpflegungskosten im Rahmen von Bildung und 
Teilhabe (But) können neben den finanziellen Leistungen nach dem SGB VIII in 
Anspruch genommen werden. 

5.3 Nachhilfeunterricht (analoge Anwendung auch für 
stationäre Einrichtungen gem. §§ 34, 35a SGB VIII) 
Die Kosten für erforderlichen Nachhilfeunterricht können nach Einzelfallprüfung 
entsprechend den Vorgaben des Oberbergischen Kreises über die Vergütungssätze 
für die Erteilung von Nachhilfeunterricht nach dem Bildungs- und Teilhabepaket 
als Beihilfe übernommen werden. Voraussetzung ist, dass eine zusätzliche Förde-
rung in der Schule nicht angeboten wird oder nicht ausreicht und dadurch eine 
außerschulische Förderung notwendig ist. 
 
Die Beihilfe ist vor Beginn der Nachhilfe unter Vorlage einer Stellungnahme der 
Schule zur Notwendigkeit der außerschulischen Förderung zu beantragen. Die Be-
willigung wird maximal für ein Schulhalbjahr ausgesprochen werden. 

5.4 Fahrtkosten der Pflegeeltern zur Wahrnehmung von 
Besuchskontakten 
Fahrtkosten der Pflegeeltern zu regelmäßigen, mindestens jedoch quartalsweisen 
Besuchskontakten mit der Herkunftsfamilie können, entsprechend der im Rahmen 
der Hilfeplanung vereinbarten Häufigkeit bezuschusst werden, wobei zu beachten 
ist, dass auch die leiblichen Eltern möglichst gleichrangig die Fahrtkosten der Um-
gangskontakte zu tragen haben. Die leiblichen Eltern haben die Fahrtkosten des 
Umgangs selbst zu tragen. 
 
Eine Erstattung erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen des Landesreisekos-
tengesetztes NRW. Hierbei ist das günstigste mögliche Beförderungsmittel zu 
wählen. 
 
Die Abrechnung der Fahrten erfolgt je nach Häufigkeit in der Regel viertel- oder 
halbjährlich nach Vorlage geeigneter Nachweise über die wahrgenommenen Ter-
mine. Sollten öffentliche Verkehrsmittel benutzt worden sein, ist zusätzlich die 
Vorlage der Originalfahrscheine erforderlich. 
 
Werden mehrere Pflegekinder befördert, so wird nur ein Auslagenersatz für die 
Beförderung eines Kindes gewährt. 

5.5 Unfallversicherung für Pflegepersonen 
Die Erstattung nachgewiesener Aufwendungen für Beiträge zu einer Unfallversi-
cherung betrifft ausschließlich Aufwendungen der Pflegeperson (§ 39 Abs. 2 S. 4 
SGB VIII). 
 
Der Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Wiehl orientiert sich bzgl. der Un-
fallversicherung an den Empfehlungen des Deutschen Vereins für öffentliche und 
private Fürsorge. 
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Nach den Empfehlungen des deutschen Vereins für öffentliche und private Für-
sorge wird pro betreuendem Pflegeelternteil ein Betrag in Höhe der gesetzlichen 
Unfallversicherung als angemessen angesehen. Wer betreuender Pflegeelternteil 
ist, ist individuell im Einzelfall vom allgemeinen sozialen Dienst zu prüfen. 

5.6 Alterssicherung für Pflegepersonen 
Die hälftige Erstattung nachgewiesener Aufwendungen zu einer angemessenen Al-
terssicherung betrifft ausschließlich Aufwendungen der Pflegeperson 
(§ 39 Abs. 2 S. 4 SGB VIII). 
 
Der Fachbereich Jugend und Soziales der Stadt Wiehl orientiert sich bezüglich der 
Beiträge für die Alterssicherung an den Empfehlungen des deutschen Vereins für 
öffentliche und private Fürsorge. 
 
Nach den Empfehlungen des deutschen Vereins für öffentliche und private Für-
sorge wird für eine Pflegeperson der hälftige Betrag der gesetzlichen Rentenversi-
cherung als angemessen angesehen. 
 
Der Anteil wird der betreuenden Pflegeperson pro Pflegekind ausgezahlt. Bei meh-
reren Pflegekindern wird der Betrag entsprechend auf die Pflegekinder aufgeteilt. 
 
In der Summe wird maximal der hälftige Betrag der gesetzlichen Rentenversiche-
rung gezahlt. Sollten die Aufwendungen der Alterssicherung der Pflegeperson un-
terhalb des Betrages der gesetzlichen Rentenversicherung liegen, werden von die-
sem Betrag die hälftigen Aufwendungen erstattet. Es wird demnach nicht mehr er-
stattet als die hälftigen entstehenden Aufwendungen der betreuenden Pflegeper-
son. 
 
Bezüglich der jeweiligen Beträge der einzelnen zusätzlichen Leistungen wird auf 
entsprechende Anlage Nr. 2 verwiesen. 

6. Einmalige Beihilfen und Zuschüsse für Hilfen nach 
den §§ 19, 32 bis 35, 35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 und 
§ 41 SGB VIII 
Die nachfolgenden Regelungen finden bei Hilfen nach den §§ 19, 32 bis 35, 
35a Abs. 2 Nr. 2 bis 4 und § 41 SGB VIII Anwendung. 
 
Gemäß § 39 Abs. 3 SGB VIII können einmalige Beilhilfen oder Zuschüsse auf An-
trag gewährt werden. Die Bewilligung einer einmaligen Beihilfe oder eines Zu-
schusses ist eine Ermessensleistung. Der Gesetzgeber verdeutlicht mit den Be-
griffen „Beihilfe und Zuschüsse", dass anfallende Kosten in voller Höhe oder auch 
nur teilweise übernommen werden können. Dabei sind stets die Besonderheiten 
des Einzelfalles zu berücksichtigen. 
 
Anträge für Beihilfen und Zuschüsse während einer laufenden Hilfe sind schriftlich 
und vor der Bedarfsdeckung zu stellen. Die prozentual von den materiellen Auf-
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wendungen bewilligten Beihilfen und Zuschüsse werden dabei jeweils auf volle Eu-
robeträge abgerundet. Die getätigten Anschaffungen verbleiben nach Beendigung 
der Hilfe bzw. bei einem Wechsel grundsätzlich bei dem Kind, sofern dem keine 
logischen Gründe entgegenstehen. 
 
Anträge für laufende Beihilfen werden frühestens ab dem Zeitpunkt der Antrags-
stellung bzw. dem hiesigen Antragseingang bewilligt. 
 
Bezüglich der jeweiligen Voraussetzungen und der jeweiligen Beträge der einzel-
nen Beihilfen und Zuschüsse wird auf entsprechende Anlage Nr. 3 verwiesen. 
 
Die im Einzelnen nachfolgend aufgeführten Beihilfen und Zuschüsse sind nicht ab-
schließend, sie umfassen aber einen wesentlichen Teil der in der Praxis relevanten 
Einmalleistungen: 

6.1 Erstausstattungsbeihilfen 

6.1.1 Erstausstattung für Mobiliar/Hausrat einer Pflegestelle 

Bei Aufnahme in die Pflegestelle kann für eine Erstausstattung für Mobili-
ar/Hausrat auf Antrag der Pflegeeltern eine Beihilfe bis zu 100 % der Pauschale 
der materiellen Aufwendungen der 3. Altersstufe gewährt werden. Der entspre-
chende Antrag muss innerhalb von drei Monaten nach Aufnahme des Kindes ge-
stellt werden. Der allgemeine soziale Dienst stellt den Bedarf fest. Die Vorlage von 
Rechnungsbelegen kann gefordert werden. Der Zuschuss wird nicht pro Pflegestel-
le, sondern pro Kind, Jugendlichen bzw. jungen Volljährigen gewährt. Bei einem 
Wechsel der Pflegestelle ist die Mitnahme des Mobiliars/Hausrat anzustreben. 

6.1.2 Erstausstattung für Bekleidung 

Liegt ein notwendiger Bedarf für die Erstausstattung für Bekleidung vor kann auf 
Antrag ein Zuschuss bis zu 50 % der Pauschale der materiellen Aufwendungen der 
2. Altersstufe gewährt werden. Ein entsprechender Antrag muss innerhalb von 
drei Monaten nach Aufnahme gestellt werden. Der allgemeine soziale Dienst stellt 
den Bedarf fest. Die Vorlage von Rechnungsbelegen kann gefordert werden. Der 
Zuschuss wird nicht pro Pflegestelle, sondern pro Kind, Jugendlichen bzw. jungen 
Volljährigen gewährt. 

6.1.3 Herrichtung des Zimmers bei erstmaliger Aufnahme eines 
Pflegekindes 

Die Voraussetzungen zur Aufnahme eines Pflegekindes sind durch die Pflegeeltern 
zu schaffen. Um die erstmalige Aufnahme zu ermöglichen, kann eine entspre-
chende Beihilfe bis zu 100 % der Pauschale der materiellen Aufwendungen der 
2. Altersstufe gewährt werden. Der allgemeine soziale Dienst stellt den Bedarf 
fest. Darüber hinaus notwendige Renovierungsarbeiten o. ä. sind inbegriffen. 
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6.1.4 Starthilfe zur Begründung eines eigenen Hausstandes/Mietkaution 

Verlässt ein Kind den Haushalt der Pflegeeltern bzw. die Heimeinrichtung, kann 
zur Gründung eines eigenen Hausstandes eine einmalige Beihilfe gewährt wer-
den. Die Höhe richtet sich nach dem jeweiligen Bedarf des Jugendlichen bzw. des 
jungen Volljährigen und besteht grundsätzlich aus einem Betrag bis zur Höhe des 
zweifachen Satzes der Pauschale der materiellen Aufwendungen der 3. Altersstufe. 
Der allgemeine soziale Dienst stellt den Bedarf fest. 
 
Ist eine Mietkaution erforderlich kann diese auf Darlehensbasis bis maximal zur 
Höhe von drei Monatskaltmieten übernommen werden. Eine angemessene Rück-
zahlungsvereinbarung ist mit dem Hilfeempfänger zu vereinbaren. 

6.2 Beihilfen und Zuschüsse im Rahmen der Schulausbildung 

6.2.1 Einschulung 

Für die erstmalige Einschulung (Schulanfang) eines Pflege- oder Heimkindes wird 
eine einmalige Beihilfe in Höhe von bis zu 30 % der Pauschale der materiellen 
Aufwendungen der 2. Altersstufe gewährt. Bei einem Schulwechsel wird die Bei-
hilfe nicht erneut gewährt. Hier ist die „Grunderstausstattung“ (Bücher, Hefte, 
Stifte, Schulranzen, etc.) enthalten. Nachweise und eine pädagogische Stellung-
nahme sind hier nicht erforderlich. 

6.2.2 Übergang zur weiterführenden Schule 

Beim Wechsel in die weiterführende Schule kann auf Antrag ein Zuschuss für den 
notwendigen Ersatz der vorherigen Grundausstattung bis zu einer Höhe von max. 
100,00 € gewährt werden. 

6.2.3 Lernmittel 

Für die Anschaffung von Schulbüchern kann eine Beihilfe in Höhe der anfallenden 
Kosten ausgezahlt werden. Hierfür ist ein Nachweis über die tatsächlich angefalle-
nen Kosten erforderlich. Es ist im Vorhinein zu prüfen und belegen, dass keine 
Lernmittelfreiheit besteht. 

6.2.4 Schul- und Klassenfahrten 

Bei Klassenfahrten im Rahmen der schulrechtlichen Bestimmungen werden die 
nachgewiesenen Fahrt- und Übernachtungskosten übernommen, jedoch nur, wenn 
es sich um für den Klassenverband verbindliche Fahrten handelt. In allen Fällen 
sind Bescheinigungen der Schule vorzulegen. Fahrten außerhalb des Klassenver-
bandes können bezuschusst werden. In diesem Fall ist der persönliche Bedarf 
durch den allgemeinen sozialen Dienst zu bestätigen. 
 
Das zusätzliche Taschengeld ist aus den Einsparungen der häuslichen Verpfle-
gungskosten zu bezahlen. 
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6.2.5 Laptop, Tablet, PC 

Einen Laptop / ein Tablet / ein PC ist vorrangig von der Schule zu stellen. Für ein 
Pflege- oder Heimkind kann bei Ablehnung der Schule für die Übernahme der Kos-
ten ein Zuschuss in Höhe von bis zu 150,00 € im Einzelfall gewährt werden, falls 
der Gebrauch notwendig ist. Es sind Nachweise (z. B. in Form von Quittungen, Ab-
lehnung der Schule) einzureichen. Der allgemeine soziale Dienst stellt den Bedarf 
fest und gibt eine Stellungnahme über den Bedarf ab. 

6.3 Beihilfen und Zuschüsse für besondere, persönliche Anlässe 

6.3.1 Zuschuss für religiöse und weltanschauliche Anlässe 

Aus religiösen und weltanschaulichen Anlässen wird ein Zuschuss gewährt, der 
30 % der materiellen Aufwendungen der 2. Altersstufe beträgt. 

6.3.2 Beihilfe für Pässe, Einbürgerung, Zuschuss für Namensänderung 

Es werden die Gebühren für Ausweisdokumente und Einbürgerung ausländischer 
Kinder/Jugendliche erstattet. Bei Namensänderungen der Pflegekinder können bis 
zu 100,00 € übernommen werden. 

6.4 Sonstige Beihilfen und Zuschüsse 

6.4.1 Ersatzausstattungszuschuss 

Sofern eine Unterbringung im Rahmen der Dauer-/Vollzeitpflege seit mindestens 
fünf Jahren andauert, können Zuschüsse für notwendige Ersatzbeschaffungen von 
bestimmten Möbeln (hier: Bett inkl. Matratze und Lattenrost, Schreibtisch inkl. 
Stuhl und Kleiderschrank) in Höhe von bis zu 250,00 € pro Ersatzbeschaffung ge-
währt werden. 

6.4.2 Sonderbekleidungszuschuss 

Bei gravierenden körperlichen Veränderungen (Gewichtszunahme bzw. -abnahme 
sowie Schwangerschaften) oder für besondere, persönliche Anlässe (z. . Ab-
schlussball, Hochzeit oder Beerdigung eines Elternteils) kann auf Antrag eine Son-
derbekleidungszuschuss in Höhe von 30 % der materiellen Aufwendungen der 
2. Altersstufe gewährt werden. Der Bedarf ist durch den allgemeinen sozialen 
Dienst festzustellen. 

6.4.3 Berufsausbildungsbeginn bzw. Berufsantritt 

Bei Berufs-/Ausbildungsbeginn werden auf Antrag entsprechend den Anforderun-
gen des Arbeits-/Ausbildungsplatzes nach dem tatsächlichen Bedarf die Kosten für 
notwendige Kleidung und Materialien übernommen, sofern diese nicht vom Arbeit-
geber bzw. Ausbildungsbetrieb zu stellen sind. 
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6.5 Weihnachtsbeihilfe 
Im Monat Dezember wird eine Weihnachtsbeihilfe gemäß den Empfehlungen des 
Landschaftsverbandes Rheinland gewährt. Die Auszahlung erfolgt automatisiert 
mit dem monatlichen Pflegegeld. Ein gesonderter Antrag ist nicht erforderlich. Bei 
Heimkindern erfolgt die Abrechnung und Auszahlung in der Regel über die Heim-
einrichtung. 

6.6 Ferienbeihilfe 
Im Monat Juni wird für Pflegekinder eine Ferienbeihilfe in Höhe von 40 % Pau-
schale der materiellen Aufwendungen der 2. Altersstufe je Pflegekind gewährt. Die 
Auszahlung erfolgt automatisiert mit dem monatlichen Pflegegeld. Ein gesonderter 
Antrag ist nicht erforderlich. 

7. Krankenhilfe gemäß § 40 SGB VIII 
Wie die Unterhaltsleistungen gemäß § 39 SGB VIII ist auch die Krankenhilfe kein 
selbstständiger Leistungstatbestand, sondern eine Annexleistung. Sie knüpft an 
Hilfen zur Erziehung gemäß §§ 33 bis 35 SGB VIII sowie die Eingliederungshilfe 
für seelisch behinderte Kinder und Jugendliche gemäß § 35a Abs. 2 Nr. 3 und 4 
SGB VIII an. Auch im Rahmen der Hilfe für junge Volljährige gemäß § 41 SGB VIII 
ist Krankenhilfe zu erbringen, wie sich aus dem Verweis in § 40 Abs. 2 SGB VIII 
ergibt. 
 
Vorrangig verpflichtet zur Erbringung von Krankenhilfe ist bei Bestehen von Versi-
cherungsschutz gemäß § 5 SGB V, bei Vorliegen einer Familienversicherung ge-
mäß § 10 SGB V oder im Falle einer freiwilligen Versicherung gemäß § 9 SGB V 
die gesetzliche Krankenversicherung, bei Bestehen einer privaten Versicherung die 
private Krankenversicherung. Das SGB VIII bestimmt den Leistungsumfang nicht 
selbst, vielmehr verweist es auf die §§ 47 ff. SGB XII. 
 
Zuzahlungen und Eigenbeteiligungen werden übernommen. 
 
Eine Beteiligung an Kosten für schulmedizinisch nicht anerkannte Verfahren ist im 
Regelfall ausgeschlossen. 
 
Leistungen im Rahmen der Krankenhilfe nach § 40 SGB VIII kommen insbesonde-
re für folgende Aufwendungen in Betracht: 

7.1 Eigenanteile bei kieferorthopädischer Behandlung 
Die gesetzliche Krankenkasse übernimmt die Behandlungskosten i. H. v. 80 % 
(90 %, wenn mehrere Kinder in Behandlung sind). Wird die Behandlung planmä-
ßig abgeschlossen, werden von der Krankenkasse auch die verbleibenden 20 % 
(10 %) der Behandlungskosten erstattet. 
 
Für den Zeitraum der Hilfegewährung werden die Eigenanteile nach vorheriger An-
tragstellung vorfinanziert. 
 



 
 

 Seite 17 von 24 

Eine private Krankenversicherung übernimmt bis zu 100 Prozent der Kosten einer 
Zahnbehandlung. Die Kosten zahnärztlicher Behandlungen sind auch beihilfefähig, 
soweit sie notwendig und angemessen sind. Soweit junge Menschen also privat 
versichert oder beihilfeberechtigt sind, ist im Einzelfall nachzuweisen, dass Kosten 
nicht zu 100 % von der privaten Krankenversicherung bzw. der Beihilfestelle 
übernommen werden. 

7.2 Zuzahlungen für Sehhilfen 
Zum leistungsberechtigten Personenkreis für die Versorgung mit Sehhilfen gehö-
ren insbesondere Versicherte bis zur Vollendung des 18. Lebensjahres 
(§ 33 Abs. 2 S. 1 SGB V). Allerdings umfasst diese grundsätzlich nicht die Kosten 
des Brillengestells (§ 33 Abs. 2 S. 4 SGB V) und erfolgt auch im Hinblick auf die 
Brillengläser nicht durch Übernahme der tatsächlichen Kosten, sondern vielmehr 
durch Zahlung von Festbeträgen (§ 36 SGB V). Die Differenz muss der/die Versi-
cherte selbst bezahlen. 
 
Zuzahlungen für den Erwerb einer angemessenen Sehhilfe können daher in ange-
messener Höhe übernommen werden. Zuzahlung bis zu einem Betrag in Höhe von 
100,00 € gelten als angemessen. 
 
Der Bedarf wird durch Vorlage der ärztlichen Verordnung und der Abrechnung der 
Krankenversicherung nachgewiesen. 
 
Brillenreparaturen, die in größeren Abständen stattfinden müssen und damit einen 
regelmäßig wiederkehrenden Bedarf darstellen, sind den laufenden Leistungen zu-
zurechnen und aus dem laufenden Pflegegeld/Leistungsentgelt zu finanzieren. 

7.3 Zuzahlungen für nicht verschreibungspflichtige Arzneimittel 
Medikamente in geringfügigem Umfang - wie sie z. B. in einem normalen Privat-
haushalt vorgehalten werden - werden durch den Sachkostenwert abgedeckt. Der 
darüber hinaus gehende notwendige Bedarf ist im Einzelfall in voller Höhe zu de-
cken. 
 
Der Bedarf ist durch entsprechende Verordnung und Rechnungsbelege nachzuwei-
sen. 

7.4 Selbstbeteiligungen bei Krankenhausbehandlungen 
Minderjährige sind von dieser Zuzahlungspflicht ausgenommen, sodass eine er-
gänzende Unterstützung gemäß § 40 SGB VIII insoweit auf junge Volljährige be-
grenzt ist, sofern nicht eine Befreiung seitens der Krankenkasse erfolgen kann. 
 
Der Bedarf ist durch entsprechende Rechnungsbelege nachzuweisen. 
 
Bezüglich der jeweiligen Beträge der einzelnen Leistungen wird auf entsprechen-
de Anlage Nr. 4 verwiesen. 
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8. Qualifizierung der Pflegeperson/Pflegeeltern 
Pflegepersonen/Pflegeeltern müssen eine Basisqualifizierung zur Betreuung von 
Pflegekindern nachweisen. Die Kosten für diesen Kurs, ohne Verpflegungs-, Kin-
derbetreuungs- oder Übernachtungskosten, werden durch das erstbelegende Ju-
gendamt erstattet. Notwendige weitere Qualifizierungsmaßnahmen in Form von 
Fortbildungen und Supervision werden übernommen. 

9. Ausnahmeregelung 
Die Aufzählung der vorgenannten Beihilfen und Zuschüsse ist nicht abschließend. 
In besonders begründeten Einzelfällen können im Rahmen des Hilfeplanverfah-
rens von diesen Richtlinien abgewichen und auch darüberhinausgehende Beihilfen 
und Zuschüsse gewährt werden. Die Entscheidung hierüber wird auf Vorlage einer 
entsprechenden Stellungnahme des allgemeinen Sozialen Dienst getroffen. 

10. Inkrafttreten 
Die Richtlinien treten am 01.01.2026 in Kraft und ersetzen ab diesem Zeitpunkt 
die bisherigen Richtlinien. 
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Anlage 1 – Pauschalbeiträge für laufende Leistungen zum Unterhalt (§ 39 Abs. 34 S. 3 SGB VIII) 
gem. 4.1 bis 4.3 dieser Richtlinie 
Die nachstehende Tabelle beschreibt die ab dem 01.01.2026 gültigen Pauschalen, die jährlich gemäß geltendem Erlass des 
zuständigen Ministeriums des Landes NRW fortgeschrieben und angepasst werden. 

Altersgruppe 
Pflegeform 

0 – 5 Jahre 6 – 11 Jahre ab 12 Jahre Anmerkung 

Dauerpflege 
(m.A. + EB) 

764,00 € + 439,00 € 
1.203,00 € 

923,00 € + 439,00 € 
1.362,00 € 

1.072,00 € + 439,00 € 
1.511,00 € 

 

Erziehungsstellen 
(m.A. +3,35-facher EB) 

764,00 € + 1.471,00 € 
2.235,00 € 

923,00 € + 1.471,00 € 
2.394,00 € 

1.072,00 € + 1.471,00 € 
2.543,00 € 

sind über Träger ange-
bunden 

 

Familiäre 
Bereitschaftspflege 

Tagessatz pro Aufnahme beträgt 100,00 € für die ersten 6 Monate und liegt ab dem 7. Monat bei 
75,00 € / Tag. Ab dem 19. Monat werden dann die regulären Pauschalen gewährt.  
(siehe Richtlinien 4.3) 

 
Erklärung: m.A. = materielle Aufwendungen 
 EB = Erziehungsbeitrag 
 
Gewährung eines erhöhten Erziehungsbeitrags im Einzelfall 
 
Erhält das Kind bereits Hilfe zur Pflege gem. §§ 61 ff. SGB XII oder Pflegegeld nach dem SGB XI kann wegen der gleichen Symptome kein 
zusätzlich erhöhter Erziehungsbeitrag gewährt werden. 
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Anlage 2 – Zusätzliche laufende Leistungen im Bereich der Vollzeitpflege nach § 33 SGB VIII) 
gem. 5.1 bis 5.6 dieser Richtlinie 
Übersicht zusätzliche laufende Leistungen im Bereich der Vollzeitpflege 

Ziffer Art der Beihilfe 
Antrag 

erforderlich? 

Stellung-
nahme 

ASD 

Vorlage von 
Nachweisen 

Sonstige Vorausset-
zungen 

Bemessungsgrundlage / 
Höhe 

Aktueller 
Beitrag 

5.1 
private Haftpflichtver-
sicherung 

   
Sammelhaftpflicht GVV 
über Stadt Wiehl 

  

5.2 
Elternbeiträge Kita, 
OGS, Schule 8 bis 1 

   
Elternbeiträge werden 
nicht erhoben 

  

5.3 Nachhilfeunterricht X X  
Stellungnahme der Schu-
le, Bewilligung pro 
Schulhalbjahr 

Lehrkräfte EG 9-11 16,76 €/Std. 
Lehrkräfte an Grund- und 
Hauptschulen sowie sonsti-
ge Lehrkräfte des gehobe-
nen Dienstes, der Eingang-
samt der Besoldungsgrup-
pe A 12 zugeordnet ist 

20,66 €/Std. 

Lehrkräfte an Real- und 
Sonderschulen, der Ein-
gangsamt der Besoldungs-
gruppe A 13 zuzuordnen ist 

24,53 €/Std. 

Lehrer des höheren Diens-
tes an Gymnasien und be-
rufsbildenden Schulen, 
deren Eingangsamt der 
Besoldungsgruppe A 13 
zuzuordnen ist 

28,66 €/Std. 

Studenten 13,05 €/Std. 
Schüler der Sekundarstufe 
II 

10,00 €/Std. 

Schüler der Abschlussklas-
se der Sekundarstufe I 

8,00 €/Std. 
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Ziffer Art der Beihilfe 
Antrag 

erforderlich? 

Stellung-
nahme 

ASD 

Vorlage von 
Nachweisen 

Sonstige Vorausset-
zungen 

Bemessungsgrundlage / 
Höhe 

Aktueller 
Beitrag 

5.4 
Fahrtkosten der Pfle-
geeltern von Besuchs-
kontakt 

X X X 

Erstattung nach Landes-
reisekostengesetz NRW 
für das günstige Beför-
derungsmittel 

Fahrtkosten ÖPNV oder 
0,35 €/km zzgl. 
0,05 €/km/ mitgenommene 
Person 

 

5.5 Unfallversicherung X   Versicherungsnachweis 
Richtwert Deutscher Verein 
pro betreuendem Pflege-
elternteil/Jahr 

bis zu 
199,67 € 

5.6 Alterssicherung X   Versicherungsnachweis 

Richtwert Deutscher Verein 
hälftige Erstattung bei 
Aufwendungen von 
112,00 €/Monat/Pflegekind 

56,00 €/ 
Pflegekind 
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Anlage 3 – Übersicht über Beihilfen und Zuschüsse gem. 6.1 bis 6.6 dieser Richtlinie 
Übersicht über Beihilfen/Zuschüsse (nicht abschließend) 

Ziffer Art der Beihilfe 
Antrag 

erforderlich? 

Stellung-
nahme 

ASD 

Vorlage von 
Nachweisen 

Sonstige Vorausset-
zungen 

Bemessungsgrundlage / 
Höhe 

Aktueller 
Beitrag 

6.1.1 
Erstausstattung Mobili-
ar/Hausrat 

X X X 

Antragstellung inner-
halb von drei Monaten 
nach Aufnahme des 
Kindes 

bis zu 100 % der materiel-
len Aufwendungen der 
3. Altersstufe 

1.072,00 € 

6.1.2 
Erstausstattung Beklei-
dung 

X X X 

Antragstellung inner-
halb von drei Monaten 
nach Aufnahme des 
Kindes 

bis zu 50 % der materiellen 
Aufwendungen der 
2. Altersstufe 

461,00 € 

6.1.3 Herrichtung Zimmer X X X 
erstmalige Aufnahme 
eines Pflegekindes 

bis zu 100 % der materiel-
len Aufwendungen der 
2. Altersstufe 

923,00 € 

6.1.4 
Begründung eines eige-
nen Hausstandes 

X X X  
bis zu 200 % der materiel-
len Aufwendungen der 
3. Altersstufe 

2.144,00 € 

6.1.4 Mietkaution X X  Mietvertrag 
bis zu 3 Monatsmieten 
(Kaltmiete) 

 

6.2.1 Einschulung X X X 
Kopie der Schulan-
meldung 

bis zu 30 % der materiellen 
Aufwendungen der 
2. Altersstufe 

276,00 

6.2.2 
Übergang zur weiterfüh-
renden Schule 

X  X 
Kopie der Schulan-
meldung 

 
bis zu  

100,00 € 

6.2.3 Lernmittel X  X 
Bescheinigung der 
Schule/ ggf. Lernmit-
telfreiheit beachten 

in tatsächlicher Höhe  

6.2.4 
Schul- und Klassenfahr-
ten 

X   
Bescheinigung der 
Schule 

in tatsächlicher Höhe  

6.2.5 
Computer oder vergl. 
Gerät 

X X X 
Bescheinigung der 
Schule 

 
bis zu 

150,00 € 
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Ziffer Art der Beihilfe 
Antrag 

erforderlich? 

Stellung-
nahme 

ASD 

Vorlage von 
Nachweisen 

Sonstige Vorausset-
zungen 

Bemessungsgrundlage / 
Höhe 

Aktueller 
Beitrag 

6.3.1 
religiöse/weltanschauliche 
Anlässe 

X  X 
Nachweis über den 
betreffenden Anlass 

bis zu 30 % der materiellen 
Aufwendungen der 
2. Altersstufe 

276,00 € 

6.3.2 
Pässe, Einbürgerungen, 
Namensänderung 

X  X 
Nachweis über den 
betreffenden Anlass 

Pässe/Einbürgerungen in 
tatsächlicher Höhe 
 
Namensänderung 

 
 
 

bis zu 
100,00 € 

6.4.1 Ersatzausstattung Möbel X X X Richtwerte 

Bett inkl. Matratze und 
Lattenrost 
 
Schreibtisch inkl. Stuhl 
 
 
Kleiderschrank 

bis zu 
250,00 € 

 
bis zu 

100,00 € 
 

bis zu 
250,00 € 

6.4.2 Sonderbekleidungshilfen X X X  
bis zu 30 % der materiellen 
Aufwendungen der 
2. Altersstufe 

276,00 € 

6.4.3 
Beginn einer Berufsaus-
bildung 

X  X 
Ausbildungsvertrag + 
Nachweis über Not-
wendigkeit 

in tatsächlicher Höhe  

6.5 Weihnachtsbeihilfe     
Empfehlungen des Land-
schaftsverbandes Rhein-
land 

35,00 € 

6.6 Ferienbeihilfe X    
40 % der materiellen Auf-
wendungen der 
2. Altersstufe 

369,00 € 
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Anlage 4 – Krankenhilfe gem. 7.1 bis 7.4 dieser Richtlinie 
Krankenhilfe gem. § 40 SGB VIII 

Ziffer Art der Beihilfe 
Antrag 

erforderlich? 

Stellung-
nahme 

ASD 

Vorlage von 
Nachweisen 

Sonstige Vorausset-
zungen 

Bemessungsgrundlage / 
Höhe 

Aktueller 
Beitrag 

7.1 
Kieferorthopädische 
Behandlung 

  X 
Heil- und Kostenplan 
und Kostenzusage der 
Krankenkasse 

20 % bzw. 10 % der Kosten  

7.2 Sehhilfe   X 
Ärztliche Verordnung + 
Abrechnung der Kran-
kenkasse 

 
bis zu 

100,00 € 

7.2 
Eigenbeteiligung Kran-
kenhausbehandlung 

  X 
nur für junge Volljähri-
ge 

in voller Höhe  

 


